
IH. Auslieferungsverträge.
Die Auslieferungsverträge, die am 24. April 1936 zwischen Polen

und Ungarn 5), am 2o. Mai 1936 zwischen den Vereinigten Staaten von

Amerika und Liechtenstein 6) und am 14. Mai 1937 zwischen dem Deut-

schweizerischen Verrechnungsverkehr v. 30. 6. 1937: RGBI. 11 1937, S. 185; Eidg. Ges. SIg.

1937, S. 669; Abkommen über die Zahlungen im Warenverkehr zwischen dem Deutschen

Reich und Griechenland V. 24- 9- 1937: RGBI. 11 1937, S. 569),
11) Vgl. diese Zeitschr. Bd. VII, S. 576.
2) Über Regierungsausschüsse zur Überwachung des Zahlungsverkehrs vgl. diese

Zeitschr. Bd. VII, S- 571 Anm. i und neuestens Art. 12 des deutsch-griechischen Ver-

rechnungsabkommens (V. 24- 9- 1937, siehe oben).
3) journ. Off. 1937, S. 7387-
4) Vgl. diese Zeitschr. Bd. VI, S. 761.

5) Ratifiziert 14. 6. 1937: Dziennik Ustaw 1937 P0z. 501/02.
6) Ratifiziert 28. 6. 1937: Liechtensteinisches Landes-Gesetzblatt 1937 Nr. ii;

U. S. A. Treaty Series Nr. 915.
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schen Reich und Finnland 1) abgeschlossen worden sind, zeigen wiederum 2)
die Verschiedenartigkeit der im Auslieferungsrecht befolgten Methoden.

Dem üblichen Schema amerikanischer Auslieferungsverträge fol-

gend 3), macht der amerikanisch-liechtensteinische Vertrag die Aus-

lieferung von einer vorherigen Prüfung der Schuldfrage abhängig 4) und
führt die zur Auslieferung verpflichtenden Delikte in einer Liste einzeln
auf (Enumerationsprinzip). Die beiden anderen Verträge schließen die

Prüfung der Schuldfrage durch die Behörden des ersuchten Staates
ausdrücklich aus 5) und stipulieren eine Auslieferungspflicht für alle

Handlungen, die nach den Rechten der beiden Vertragspartner mit

Ereiheitsstrafen von einer gewissen Höhe bedroht sind oder für die bereits
auf eine Freiheitsstrafe von einer gewissen Höhe erkannt worden ist

(Eliminationsprinzip) 6). Gemeinsam ist allen Verträgen die Ausnahme
der eigenen Staatsangehörigen von der Auslieferungspflicht 7) und die

strenge Durchführung des Grundsatzes der Spezialität 8). Eine Ausnahme
von dem ebenfalls in allen Abkommen zum Ausdruckgelangten Grundsatz
der Nichtauslieferung für politische Verbrechen besteht nach dem

amerikanisch-liechtensteinischen Vertrag für Mord oder Mordversuch

an Staatsoberhäuptern oder deren Familienmitgliedern (Art. III), nach
dem polnisch-ungarischen darüber hinaus auch für vollendete oder

versuchte Attentate gegen das Leben von Regierungsmitgliedern sowie

des Generalinspekteurs oder Oberkommandierenden der bewaffneten
Macht eines der Vertragspartner (Art. 2 Ziff 6 Abs. 2), nach dem deutsch-
finnischen noch allgemeiner in allen Fällen des Mordes oder Mordver-

suches, es sei denn, daß die Tat im offenen Kampfe begangen ist

(Art- 4 Abs. 2) 9).

1) Ratifiziert 1. 9. 1937: RGBL 11 1937, S. 552; Finlands Författningssamlings
Fördragsserie 1937 Nr. 29.

2) Vgl. diese Zeitschr. Bd. VI, S. 120.

3) Vgl. zu den für die amerikanischen Auslieferungsverträge typischen Klauseln

diese Zeitschr. Bd. VI, S. 336; Bd. VII, S. 124-

4) In Art. I heißt es:

Eine derartige Auslieferung soll nur auf Grund solcher Schuldbeweise statt-

finden, die nach den Gesetzen des Ortes, wo der Flüchtling oder Beschuldigte an-

getroffen wird, seine Festnahme und Stellung vor Gericht rechtfertigen würden,
wenn die Tat hier begangen worden wäre.

5) Art. 13 des deutsch-finnischen; Art. 6 Abs. 2 des polnisch-ungarischen Vertrages.
6) Art. 3 des deutsch-finnischen, Art. i des polnisch-ungarischen Vertrages.
7) Art. 2 Abs. 2 des deutsch-finnischen, Art. 2 Ziff. i des polnisch-ungarischen,

Art. VIII des amerikanisch-liechtensteinischen Vertrages,
8) Art. 15 des deutsch-finnischen, Art. 12 des polnisch-ungarischen, Art. IV des

amerikanisch-liechtensteinischen Vertrages.
9) So inhaltlich fast übereinstimmend § 3 Abs- 3 des deutschen Auslieferungs-

gesetzes v. 23.12. 1929 (RGBI. 1 1929, S, 239) und § -- Abs. 2 desfinnischen Auslieferungs-
gesetzes V. 11. 2. 1922 (Finlands Författningssamling 1922 Nr. 43)-
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Die pa-namerikanische Auslielerungskonvention Vom 26. Dezember 1933 ist am

g. Januar 1937 von EI Salvador ratifiziert worden

Die panamerihanische Konvention über das politische Asyl VOM 26. Dezember 1o33

ist am g. Januar 1937 von Ei Salvador 2) und am 23. Februar 1937 von Brasilien 3) rati-

fiziert worden.

Der Zusatzauslielerungsvertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und

Rumänien vom io. November 1936 4) ist am 27. Juli 1937 ratifiziert worden 5)-
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